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Klimagovernance zur Vermeidung und Bewältigung des anthropogenen 
Klimawandels ist von erdwissenschaftlichen Erkenntnissen und der kon-
tinuierlichen Aktualisierung von Forschungsergebnissen abhängig, insbe-
sondere von Prognosen über das zukünftige erwartbare Wettergeschehen. 
Im Zeitalter des Anthropozän sind Prognosen allerdings nur in der Form 
von Szenarien möglich, die Entwicklungspfade modellieren. Damit wis-
senschaftliche Prognosen, also Szenarien, politische Bedeutung erlangen, 
müssen sie von politischen Akteuren1 anerkannt werden und in politisches 
Handeln einfl ießen.
Mit einem Blick auf die Geschichte der internationalen Klimaver-
handlungen lassen sich die zu bewältigenden Hürden erkennen, damit 
die wissenschaftlichen Grundlagen, Prognosen und Szenarien des Kli-
mawandels von den politischen Akteuren zu politischen Konsequenzen 
und zu multilateral vereinbarten Gegenmaßnahmen, sei es im Bereich der 
Mitigation oder der Anpassung, führen. Die Etappen dieses Weges – über 
die Konferenzen von Toronto, Rio, Berlin, Kyoto, Bali und Kopenhagen 
bis nach Lima und Paris – werden hier nicht weiter thematisiert (Victor & 
Heller 2011; Aykut & Dahan 2015). Das Übereinkommen von Paris (PA) 
von 2015 (UNFCCC 2015) bildet den vorläufi gen Kulminationspunkt 
* Bei den beiden anonymen Gutachter*innen möchte ich mich für die vielen hilfreichen 
Anregungen, bei Helen Schwenken und Wolfgang Hein für die redaktionelle Bearbeitung 
des Textes herzlich bedanken.
1 Wo es sich um Institutionen bzw. Staaten handelt, ergibt eine gegenderte Schreibweise 
keinen Sinn. In diesen Fällen verwende ich das grammatische Maskulinum.
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der internationalen Bemühungen um die Etablierung eines multilateralen 
Regimes zur Begrenzung der Klimaerwärmung auf weniger als +2°C. 
Über das Regelwerk zur Implementation des Abkommens ab 2020 wird 
noch kontrovers und mit unsicherem Ausgang verhandelt, da es konkrete 
Mitigations(selbst)verpfl ichtungen für alle Mitgliedstaaten des Regimes 
vorsieht. In den folgenden Ausführungen frage ich danach, welche Verän-
derungen die sich mit dem PA erweiterte und vertiefte Institutionalisierung 
des globalen Klimaregimes in der Sphäre der Politik angestoßen hat und 
inwieweit dabei bestehende Machtverhältnisse modifi ziert werden können.
Ausgangspunkt meiner Überlegungen ist die strukturbildende Bedeutung 
wissenschaftlicher Prognosen zur Abschätzung der Folgen des Klimawandels 
einschließlich der Beurteilung von Gegenmaßnahmen. Klimagovernance 
beruht auf Verwissenschaftlichung. Die für Klimagovernance unverzichtba-
ren Wissensressourcen der Erdwissenschaften führen – so die Hypothese – 
einerseits zu einer steigenden gesellschaftlichen und politischen Bedeutung 
der sie generierenden Forschung und andererseits zu einem Machtgewinn 
der politischen Akteure, die die Ergebnisse der Forschung für die Politik 
interpretieren, bewerten, aufbereiten und zu Handlungsstrategien verdichten.
Der Aufsatz gliedert sich in drei Abschnitte. Er beginnt mit der Wis-
sensmacht der Klimaforschung und deren privilegierter Fähigkeit, auf der 
Basis modelltheoretisch gestützter Prognosen die politische Öffentlichkeit, 
insbesondere die handlungsfähigen Regierungen, über drohende Folgen des 
Klimawandels zu informieren. Die Klimaforschung ist zu einem Akteur mit 
zwei Rollen mutiert, mit einem Bein in der Wissenschaft, mit dem anderen in 
der Sphäre der Politik. Als politischer Akteur gewinnt die Klimaforschung, 
wie ich im dritten Abschnitt zeigen werde, stetig an politischem Einfl uss. 
Damit sie diese Machtposition behaupten kann, muss sie politisch legiti-
mationsfähige Ergebnisse liefern. In Reaktion auf den im politischen Raum 
bestehenden Legitimationsdruck hat die Klimaforschung mit drei Strategien 
reagiert, die einerseits ihr Machtpotenzial steigern, die aber andererseits mit 
der Nachfrage der politischen Entscheider*innen kompatibel sind: erstens 
Forschung zur Beseitigung von Wissenslücken, zweitens die Ausarbeitung 
von immer präziseren und differenzierteren, aber entpolitisierten Szenarien 
und drittens die Erweiterung des Angebots an möglichen Handlungsoptionen. 
Der zweite Abschnitt beschäftigt sich mit der Organisation der Vermittlungs-
arbeit zwischen den Zukunftsanalysen der Klimaforschung und der auf sie 
reagierenden, dabei zugleich ihre Ergebnisse immer wieder negierenden, 
staatlichen Politik. Die Vermittlungsfunktion – so die These – wird von einem 
transnationalen politisch-ökologischen Komplex (TPÖK) wahrgenommen, 
der in Resonanz mit der Klimaforschung unverzichtbare Leistungen – wie 
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Situationsdeutung, Homogenisierung unterschiedlicher Lager, Entwick-
lung und Legitimation von Handlungsprogrammen für die internationale 
Staatengemeinschaft und für das System der Klimagovernance – erbringt. 
Klimagovernance bedarf eines sozio-politischen Lagers, in das sie eingebet-
tet ist und das über eine glaubwürdige Deutungsmacht verfügt. Schließlich 
werde ich im dritten Abschnitt an drei empirischen Beispielen, nämlich der 
Fähigkeit zur Situationsdefi nition, dem internationalen Assessment nationa-
ler Klimaprogramme und der Institutionalisierung von Planungsgovernance 
auf der EU-Ebene, plausibilisieren, wie die Prognosemacht der Klimafor-
schung, vermittelt durch den TPÖK, die politisch-administrative Form des 
Klimaregimes beeinfl usst.
Klimagovernance ist mit einer Verwissenschaftlichung der Politik und mit 
einer Aufwertung der Zukunftsdimension wie mit der Institutionalisierung 
von prognosefähigen Planungsapparaten verbunden. Mit dieser Beobachtung 
gelange ich zu der Schlussfolgerung, dass das Prognosemonopol der Klima-
forschung zusammen mit dem national sehr unterschiedlich ausgeprägten 
sozio-politischen Lager des TPÖK und den neuen Planungsapparaten bestim-
mende Momente des globalen Klimaregimes bilden. Nationale Transfor-
mationsprozesse erhalten dadurch einen wissenschaftlich-technokratischen 
Charakter. Für die breite politische Unterstützung der Klimagovernance auf 
der nationalen und lokalen Handlungsebene könnte sich der technokratisch-
elitäre Handlungsmodus der Klimagovernance als ein unerwartetes Hindernis 
erweisen.
1 Klimaforschung als politischer Akteur
Der anthropogen verursachte Klimawandel ist eine Konstruktion der Wissen-
schaft, die spätestens seit dem fünften Assessment-Bericht des Weltklimarats 
IPCC in den Jahren 2014/15 als modelltheoretisch gesichert und als durch 
empirische Messreihen nachgewiesen gelten kann (IPCC 2014; Allen 2015). 
In der sozialwissenschaftlichen Literatur werden vor allem zwei theoretische 
Ansätze zur Deutung des Verhältnisses zwischen der naturwissenschaftlichen 
Klimaforschung und deren Rezeption und Resonanz in der Gesellschaft 
vertreten: ein lineares (Haas 2004; Haas & Stevens 2016) sowie ein hybrides 
Modell (Beck 2016). Während der lineare Erklärungsansatz davon ausgeht, 
dass die naturwissenschaftlichen Forschungsergebnisse, von subjektiven 
und gesellschaftlichen Einfl üssen bereinigt, gesellschaftlich neutral sind, 
basiert das hybride Modell auf der Annahme, dass die Klimaforschung in 
soziale und politische Kontexte eingebettet erfolgt und ein soziales Kon-
strukt darstellt, in das Normen und Interessen der Gesellschaft einfl ießen. 
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Unabhängig davon, welchem dieser beiden Modelle man folgt, lassen sich 
unterschiedliche gesellschaftliche Diskurse über die Resultate, Methoden, 
Modelle, Szenarien und Prognosen der Klimaforschung beobachten – vom 
alarmistischen Diskurs bis zur Klimaskepsis.2
Für das komplizierte Verhältnis zwischen Klimaforschung und Politik 
scheint konstitutiv zu sein, dass die Erdwissenschaften auf anthropogen 
verursachte klimatische Veränderungen aufmerksam machen, die, bezo-
gen auf die ökologischen Lebensbedingungen der Menschen, mit hoher 
Wahrscheinlichkeit Gefährdungslagen zur Folge haben, deren Vermeidung 
traditionell die Aufgabe der Politik ist. Die Klimaforschung verfügt über 
Prognosekapazität, d.h. die Fähigkeit des wissenschaftlich abgesicherten 
Blicks in die Zukunft. Die Politik besitzt diese Fähigkeit nicht und ist für 
Klimaprognosen, wie unsicher und vorläufi g diese auch sein mögen, auf die 
Wissenschaft angewiesen. Formal entscheidet natürlich immer noch die Poli-
tik über Gegenmaßnahmen zur Bewältigung einer drohenden Gefährdung 
des Gemeinwesens; aber es liegt bei den Erdwissenschaften, die Gefährdung 
in ihrem Ausmaß zu erkennen, die Öffentlichkeit zu warnen und mögliche 
Abwehrstrategien auf ihre Tauglichkeit zu prüfen.
Mit diesen Aufgaben nehmen die Klima- und Erdwissenschaften teil an 
der politischen Willensbildung und mutieren zu einem politischen Akteur. 
Dieser politische Status ist humanzentrierten Erdwissenschaften, die nach 
den ökologischen Rahmenbedingungen der Menschheitsentwicklung fragen, 
tief eingeschrieben. Für ihre gesellschaftlich relevante Tätigkeit (Erforschung 
der anthropogen zuträglichen Umweltbedingungen, Ermittlung und Prognose 
von Gefährdungslagen, Erkundung und Bewertung von abwehrenden Maß-
nahmen) werden sie mit Ressourcen ausgestattet. Sie beraten die Politik und 
können mit einer hohen gesellschaftlichen Reputation rechnen. Ausstattung 
mit Ressourcen, Defi nitionsmacht, Bewertung von politischen Maßnahmen, 
Zugang und Nähe zur Politik sind Attribute politischer Macht. Die (manch-
mal unfreiwillige3) Mutation vom Naturforscher zum politischen Akteur hat 
ihren Preis: Die Forschungsergebnisse und Leistungen der Wissenschaft wer-
den politisch beobachtet und stehen unter politischem Legitimationsdruck.
Zur Sicherung der politischen Legitimität und zur Förderung der Akzeptanz 
ihrer Forschungsergebnisse hat die Klimaforschung Verhaltensmuster entwi-
ckelt, die ihrerseits an politischen Bedarfen und Erwartungen anknüpfen, wie 
der hybride Erklärungsansatz aufgezeigt hat (Miller & Edwards 2001; Pearce 
u.a. 2017). Durch die Betonung ihrer naturwissenschaftlichen Basierung und 
2 Reusswig 2010; Edwards 2010; Hulme 2011; Brulle & Dunlap 2015; Dunlap & McCright 
2015.
3 S. bspw. Mann 2012; Hulme 2011; von Storch 2017; Schellnhuber 2015.
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wissenschaftlichen Unparteilichkeit versucht sie, ihre Rolle als politischer 
Akteur auszublenden. Dagegen wird im politischen Raum auf die Fähigkei-
ten abgestellt, erstens bestehende Wissenslücken zu schließen, zweitens das 
Angebot an Prognosen und Szenarien zu erweitern und drittens durch die 
Ausdifferenzierung von Handlungsmöglichkeiten neue Handlungsoptionen 
zu fi nden.
1.1 Akzeptanzstrategie I: Schließen von Wissenslücken
Das Verhältnis zwischen Klimawissenschaft und Politik wird von der prin-
zipiellen Unsicherheit prognostischer Aussagen über zukünftige Zustände 
des dynamischen Erdsystems insofern beeinfl usst, als in der Sphäre der 
Politik Nichthandeln mit dem Verweis auf einen noch nicht ausreichenden 
Wissensstand zur Rechtfertigung kostspieliger Mitigations- und Anpassungs-
strategien begründet wird. Auf dieses Argument, das letztlich eine politische 
Konstruktion über die Wahrscheinlichkeit von Risiken darstellt, reagiert 
die Klimaforschung mit einer steten Verbesserung des Forschungsstandes 
über das Klimageschehen. Forschung erzeugt aber zwangsläufi g auch neue 
Wissenslücken, zumal sich der Forschungsgegenstand durch anthropogene 
Effekte ständig verändert. Zwar wurden von der weltweiten Gemeinschaft 
der Erdwissenschaftler*innen seit dem ersten Bericht des IPCC im Jahre 
1990 viele Wissenslücken geschlossen, aber nach wie vor ist der Grad der 
Genauigkeit vieler Prognosen („Business-as-Usual“, BaU) in vielen Berei-
chen der Klimaforschung (u.a. Responseverhalten der Ökosysteme) strittig. 
Ein Blick in den AR5 (Assessment Report 5) des IPCC von 2014/2015 gibt 
einen guten Überblick über die Konsens- und Dissenszonen.
Der Ausbau der internationalen Klimaforschung erfolgt seit 1980 im Rah-
men des World Climate Research Programme (WCRP) unter dem Dach 
der World Meteorological Organisation (WMO) und unter Beratung durch 
den International Council for Science (ICSU) sowie der Intergovernmental 
Oceanographic Commission der UNESCO. Die vom WCRP, das über keine 
eigenen Forschungsmittel verfügt, initiierten und koordinierten Großfor-
schungsprojekte sollen, so bis heute die Zielsetzung, die Vorhersehbarkeit 
des Klimageschehens verbessern und die Einwirkung des Menschen auf das 
Klima ermitteln. Mit drei großen Arbeitsfeldern werden diese Ziele verfolgt: 
(1) mit Hilfe globaler Klimabeobachtung (u.a. durch über 10.000 Wetter-
stationen, Tausende Messschiffe, Bojen und Flugzeuge sowie 16 meteoro-
logische und 50 Forschungssatelliten), der Dokumentation der Messdaten 
und deren Analyse, (2) durch Grundlagenforschung über Klima- und Erd-
systemprozesse sowie (3) durch die Entwicklung, Evaluation und Nutzung 
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von Klima- und Erdsystemmodellen (WMO 2005: 10f). Peter Lemke, beim 
25-jährigen Bestehen des WCRP Vorsitzender des Wissenschaftsausschusses, 
stellt heraus:
„Als Ergebnis der Bemühungen des WCRP ist es jetzt möglich, dass die Klima-
forschung das globale Klima mit bisher unerreichter Genauigkeit überwachen, 
simulieren und projizieren kann, so dass Klimainformationen für die Steuerung, 
Entscheidungsfi ndung und Unterstützung einer breiten Palette produktiver 
Anwendungen genutzt werden können.“ (WMO 2005: 3)4
Die Abb. 1 zeigt einen Graph zur Illustration der dynamischen Entwicklung 
von wissenschaftlichen Publikationen der Klimaforschung. Wegen ihres 
hohen technischen und fi nanziellen Aufwands konzentriert sich die Kli-
maforschung in den entwickelten Industrieländern (vor allem in den USA 
sowie in Großbritannien, Schweden, Deutschland und Japan). Das WCRP 
vermutet, dass die von ihm organisierte „science community“ mehrere tau-
send Angehörige umfasst. Dem harten Kern von leitenden organisierenden 
und für das Programm aktiven Mitgliedern werden etwa 600 Personen 
zugerechnet (WCRP 2017: 11). Zu der erweiterten „community“ gehören 
4 Alle Übersetzungen fremdsprachiger Zitate stammen von GS.
Abb. 1: Zeitliche Entwicklung der Publikation von Papieren 
(Aufsätze und Reviews) aus dem Bereich der Klimaforschung
Quelle: Haunschild u.a. 2016: Figure 1
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auch Wissenschaftler*innen, die für andere global-change-Programme 
arbeiten, wie das Internationale Geosphären-Biosphären-Programm (IGBP, 
1986-2015), Diversitas (1991-2014) und das International Human Dimen-
sions Programme on Global Environment (1996-2014), die sich seit 2013 
in der Forschungsinitiative Future Earth zusammengeschlossen haben5. 
Einen informativen Überblick über die Vielfalt und Ausdifferenzierung der 
Klimaforschung bietet eine spezielle Seite des Internet-Portals der Klimarah-
menkonvention (UNFCCC), die auf aktuelle Wissensressourcen hinweist6.
Die bisher in einem Abstand von 5-7 Jahren vorgelegten Assess-
ment-Berichte7 des IPCC beziehen sich allein auf publizierte und von 
Expert*innen blind begutachtete Forschungsbeiträge. Am AR5 haben 
über 2.000 Autor*innen mitgearbeitet, deren Beiträge wiederum von 
Lead-Autor*innen zusammengefasst werden. Die internationale Quasi-
Organisation des IPCC hat den UN-Auftrag, bereits publizierte und dabei 
hinsichtlich ihrer methodischen Qualität überprüfte Forschungsergebnisse 
auf ihre politische Relevanz hin zu sichten, jedoch die angesprochenen 
Regierungen nicht präskriptiv zu bevormunden (IPCC 2010: 1). Von einer 
internationalen UN-Organisation im Format des IPCC (Beck 2009) sind 
diese Kriterien nicht leicht zu erfüllen, zumal der Output an Forschungser-
gebnissen die Niveaudifferenzen zwischen den Industrieländern und dem 
Globalen Süden deutlich widerspiegelt (Blicharska u.a. 2017). Die Studie 
von Malgorzata Blicharska u.a. (ebd.) fand heraus, dass zwischen 2000 und 
2014 von 93.584 Publikationen zum Problembereich des Klimawandels 
etwa 85 % aus Ländern der OECD stammten. Weitere 10 % entfi elen auf 
Länder mit einem hohen Bruttosozialprodukt  und nur 1,1 % auf Länder 
des Globalen Südens mit niedrigem Einkommen (ebd.: 22-24). Diese Ver-
teilung der Forscher*innen hat tendenziell negative Auswirkungen auf die 
Akzeptanz der Forschungsresultate in den weniger entwickelten Ländern.
1.2 Akzeptanzstrategie II: Differenzierung und Entpolitisierung
Die Prognosefähigkeit der Klimaforschung ist allerdings begrenzt: ers-
tens wegen des Einfl usses unkalkulierbarer Faktoren (wie chaotischer 
Strömungsverhältnisse in der Atmosphäre, Vulkanausbrüche, Variabilität 
des solaren Energiefl usses), zweitens wegen zahlreicher Wissenslücken 
(ungeklärter Rückkopplungseffekte) und technischer Begrenzungen (u.a. 
der Rechnerkapazitäten) sowie drittens wegen der Unvorhersehbarkeit 
5 S. http://www.futureearth.org/
6 http://unfccc.int/science/knowledge_resources/items/7530.php.
7 Der letzte Bericht AR5 wurde 2014/2015 publiziert.
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der gesellschaftlichen und politischen Reaktionen auf den drohenden 
Klimawandel in den Handlungsfeldern von Mitigation und Anpassung 
(Richardson u.a. 2011). Mit der von der Klimaforschung entwickelten und 
kultivierten Szenario-Methode8 wurde es möglich, unterschiedliche klima-
tische Zustände in Abhängigkeit unterschiedlicher Entwicklungspfade von 
Treibhausgasemissionen zu modellieren. Die Politik interessiert sich bei 
diesen Zukunftskonstruktionen (BaU) für die Projektion möglicher Gefahren 
und Risiken, mit denen sie es zu tun bekäme, sofern sie die Regeln, die das 
gesellschaftliche Emissionshandeln steuern, nicht ändert. BaU-Szenarien 
stellen die Politik auf Kontinuität und gehen von der Annahme aus, dass 
Änderungen der politischen Governance mit politischen Kosten verbunden 
sind. Je mächtiger sich ein Staat wahrnimmt, desto geringer ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass er den BaU-Pfad verlässt9.
Über den Grad der Differenzierung von Szenarien entscheiden 
die Entwickler*innen und die Auftraggeber*innen. Ein umfassen-
des Angebot möglicher Entwicklungspfade erweckt bei politischen 
Entscheidungsträger*innen den Eindruck, dass es viele Handlungsoptionen 
gibt und kein allzu großer Handlungsdruck besteht, obwohl bei näherer 
Analyse die Umsetzung der meisten Szenarien höchst unwahrscheinlich 
erscheint, da mit großen Widerständen in Wirtschaft und Gesellschaft 
gerechnet werden müsste. Anstatt die Politik mit den Handlungszwän-
gen eines +2°C-Szenarios (RCP2.6) zu konfrontieren, bei dessen Imple-
mentierung mit großem politischen Widerstand zu rechnen ist, werden 
Szenarien offeriert, aus denen sich die Politik gemäß ihrer eigenen Kri-
terien bedienen kann. Zugleich zollt damit die Politik der community der 
Szenarienentwickler*innen Anerkennung.
Die Ausdifferenzierung von Räumen möglicher Entwicklung hat der IPCC 
mit der Entwicklung der „Großfamilie“ der RCP-Szenarien systematisch 
erweitert. Nach längerer Vorbereitung beschloss dessen Plenum anlässlich 
seines 25. Treffens im Jahr 2006 die Emissionsszenarien (SRES) in seinen 
Klimaberichten durch Konzentrationsszenarien zu ersetzen (Moss 2008; 
Moss u.a. 2010). Die neuen Szenarien erlauben, arbeitsteilig vorzugehen 
und die bisherige sequenzielle Erstellung von Emissions- und Klimasze-
narien mit nachfolgender Impact-Analyse durch parallele Bearbeitungs-
prozesse auszutauschen. Außerdem wurden mit der Ausarbeitung der sog. 
Representative Concentration Pathways (RCP) vom IPCC unabhängige 
Forscher*innen-Gruppen beauftragt, die sich zum Integrated Assessment 
8 IPCC 2000; Metz u.a. 2001; van Vuuren u.a. 2012a; van Vuuren u.a. 2014.
9 Schon Karl W. Deutsch (1969 [1963]: 329) formulierte: „Wenn ‘Wille’ als Wunsch ver-
standen wurde, nicht zu lernen, so ist ‘Macht’ die Fähigkeit, nicht lernen zu müssen.“
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Modeling Consortium zusammenschlossen. Für den AR5 wurden im ersten 
Arbeitsschritt vier „pathways“ (RCP8.5, RCP6, RCP4.5, RCP2.6)10, die 
keine ausformulierten Emissionsszenarien erfordern, als intern konsistente 
Projektionen der verschiedenen Komponenten des Strahlungsantriebs im Jahr 
2100 konzipiert. Auf der Grundlage und parallel zu den pathways wurden 
dann die neuen Emissionsszenarien für den Zeitraum bis 2100 – und darüber 
hinaus – sowie die Klima- und Impactszenarien für die Mitigations- und 
Anpassungsforschung ausgearbeitet.
Von ihren Konstrukteur*innen wurden die RCP-Szenarien mit einer 
mehrdimensionalen Struktur ausgestattet.11 Das Rückgrat bilden die RCPs 
mit der Annahme bestimmter, im Jahr 2100 stabilisierter Treibhausgas-
Konzentrationen (Treibhausgas = THG), die auf der Grundlage integrierter 
Klimamodelle (CMIP-5) berechnet und auf der Basis neuester Erkennt-
nisse der Klimaforschung weiterentwickelt werden. Um die vorgegebenen 
pathways zu Szenarien des gesellschaftlich determinierten Klimawandels 
auszubauen, werden ihnen „Dimensionen“ der gesellschaftlichen, der 
politischen und bei Bedarf auch der historischen und regionalisierten 
Klimavariabilität angefügt. Nach der Fixierung des Rückgrats wurden im 
gegenwärtig wichtigsten Arbeitsschritt zur Bildung und Ausformulierung der 
RCP-Klimaszenarien sog. „shared socio-economic development pathways“ 
(SSPs) formuliert, die THG-Emissionspfade, welche zu den vorgegebenen 
THG-Konzentrationen führen, abbilden und zu modellieren erlauben.12 Die 
vorgegebenen Konzentrationsniveaus werden – zumindest im Prinzip – von 
unterschiedlichen SSPs erreicht.
Die Szenario-community hat sich in einem ersten Arbeitspaket hinsichtlich 
der Ausarbeitung von SSPs auf die Ausformulierung von fünf sozio-ökono-
mischen pathways geeinigt, die unterschiedliche globale Mitigations- und 
Adaptationssituationen bis zum Jahr 2100 modellieren (O’Neill u.a. 2014; 
O’Neill u.a. 2017; van Vuuren u.a. 2017). Die knapp formulierten „sket-
ches“ (storylines) der Szenarien werden von vertiefenden Informationen 
begleitet, die Auskünfte über die für relevant erachteten Emissionstreiber 
(wirtschaftliche Entwicklung, Demographie, Nachhaltigkeit, Technologie, 
menschliche Entwicklung) geben. In dieser Faktorenliste werden auch die 
„policies, institutions and social conditions“ als ein Moment der „motivating 
forces“ der Emissionspfade angeführt. Doch werden bei der quantitativen 
Modellierung der SSPs (O’Neill u.a. 2017), wie schon bei den RCPs, die 
10 Die jeweiligen Zahlenangaben beziehen sich auf die Höhe des Strahlungsantriebs gemessen 
in Watt pro qm; s. van Vuuren u.a. 2011:12; van Vuuren u.a.; 2012b; van Vuuren u.a. 2014.
11 van Vuuren u.a. 2011; van Vuuren u.a. 2014; Ebi u.a. 2014; O’Neill u.a. 2014.
12 Nakicenovic u.a. 2014; van Vuuren u.a. 2014; van Vuuren u.a. 2017; O’Neill u.a. 2017.
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politischen Variablen exogenisiert, um sie in Gestalt einer dritten Dimension 
(Matrix) als „shared climate policy assumptions“ (SPA) in der Ausformu-
lierung zukünftiger RCP-Szenarien zu berücksichtigen (Kriegler u.a. 2014). 
In keinem der fünf SSPs wird eine degrowth-Perspektive als realistische 
Möglichkeit modelliert (Kuhnhenn 2017).
Die Konstruktionsprinzipien der RCPs schließen klar formulierte poli-
tische Rahmenbedingungen und Programme der Klimagovernance aus. 
Wiederum geht es darum, dass der Staatengemeinschaft einerseits die beste-
henden Handlungsmöglichkeiten und andererseits die wahrscheinlichen Fol-
gen und Risiken der Handlungsoptionen, insbesondere von Nicht-Handeln, 
vor Augen geführt werden. Allerdings gelangt die Klimapolitik durch die 
Hintertür in den Kranz der Annahmen, die für die Ausprägung der pathways 
Bedeutung haben. Bereits die Grundannahme von vier möglichen Varianten 
von THG-Konzentrationen, die im Jahr 2100 stabilisierte Konzentrationen 
von THG in der Atmosphäre für möglich hält, setzt Mitigationsmaßnahmen 
voraus (Nakicenovic u.a. 2014: 353), wie auch immer diese begründet wer-
den. Das heutige Emissionsniveau beruht auf politischen Entscheidungen 
bzw. Nicht-Entscheidungen, also von institutionalisierten Regelungen und 
Handlungsprogrammen der Vergangenheit.
Ihre politische Signatur erhalten die RCP-Szenarien erst im Zusammen-
hang mit weiteren Aussagen im AR5: Gemäß dem „Baseline“-Szenario, 
das ein Verhalten „business-as-usual“, also ohne zusätzliche Mitigations-
maßnahmen, annimmt, würde bis 2100 die globale Erwärmung gegenüber 
dem Zeitraum 1850-1900 zwischen +3,7°C und +4,8°C betragen und damit 
große Nähe zum RCP8.5 aufweisen. Um eine Erwärmung unter dem seit dem 
Accord von Kopenhagen (2009) anerkannten Leitziel des Klimaregimes von 
+2°C zu halten, bestehen laut IPCC-Bericht noch mehrere Mitigationspfade, 
aber: „Diese Pfade würden erhebliche Emissionsreduktionen in den nächsten 
Jahrzehnten und nahezu Null Emissionen von CO2 und anderen langlebigen 
Treibhausgasen bis zum Ende des Jahrhunderts erfordern.“ (Allen 2015: 20). 
Im Übereinkommen von Paris hat sich die Staatengemeinschaft zwar dieser 
Einschätzung angeschlossen, aber auf der Grundlage des Prinzips freiwilliger 
Selbstverpfl ichtung offen gelassen, wie die erforderlichen Mitigationsmaß-
nahmen erreicht werden können.
An einer erkennbaren politischen Zielsetzung orientiert sich allerdings die 
Grundannahme des RCP2.6-pathway mit einer für das Jahr 2100 vorgege-
benen THG-Konzentration von 450 ppm CO2eq. Das Szenario soll/kann der 
Erkundung von Handlungsmöglichkeiten dienen, die wenigstens mit relativ 
hoher Wahrscheinlichkeit eine +2°C-Welt noch erreichbar erscheinen lassen. 
Im Kontrast zu den vom IPCC im AR5 berücksichtigten Baseline-Szenarien 
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(BaU) untersucht RCP2.6 klimatische Verhältnisse auf dem Globus, bei 
denen (vermutlich) noch vielen Orts zuträgliche Lebensbedingungen herr-
schen. Die Ziele, Normen und Verfahren des Übereinkommens von Paris 
sollen es ermöglichen, diesen maximal +2°C-Pathway (Szenario) nicht auch 
noch13 zu verfehlen, der damit zum wichtigsten Maßstab wird, an dem sich 
politische Erfolge und Misserfolge der internationalen Klimagovernance 
messen lassen.
Mit der Konstruktion der RCP-Szenarien werden politischen Ausein-
andersetzungen über legitimiertes politisches Handeln (politics) sowie die 
rechtlichen und politisch-administrativen Regime der Techniksteuerung, die 
den sozio-ökonomischen Entwicklungspfaden politische Legitimität und 
Stabilität verleihen, in einen scheinbar politikfreien, sachlich determinierten, 
also depolitisierten Hintergrund abgeschoben. Die Szenarien werden dem 
Anschein nach versachlicht, um sie anschließend dem fast beliebigen poli-
tischen Zugriff zu öffnen. Die Politik kann in dieser Konzeption zwar nicht 
alles richten, aber durch die Wahl der Technik Vieles bewerkstelligen. Die 
Exogenisierung der Politik befreit die Szenario-community von dem mögli-
chen Vorwurf der unzulässigen Einmischung in die politischen Verhältnisse.
1.3 Akzeptanzstrategie III: Optionserweiterung
Für den Weltklimarat wie auch für die Gemeinschaft der Szenarienmodel-
lierer*innen vermindert die Strategie der Optionalisierung die Gefahr von 
Legitimationskonfl ikten. Je vielfältiger das Angebot möglicher Handlungs-
optionen, desto niedriger werden einerseits für die Politik der Zwang, sich 
für eine bestimmte Option entscheiden, und andererseits für die beratende 
Wissenschaft, jede einzelne Option begründen zu müssen. Optionserwei-
terung vermindert den Legitimationsdruck, der auf der Gemeinschaft der 
Szenarienentwickler lastet. Im Falle einer umfangreichen Palette können 
sich die nachfragenden und vom IPCC beratenen Staaten Passendes heraus-
picken, ohne mit eindeutigen Forderungen hinsichtlich der Ausgestaltung 
des nationalen Klimaregimes konfrontiert zu werden.
Aus der Perspektive der beratenden Wissenschaftler*innen sichert das 
Angebot von Optionen auch die Nachfrage. Weitere RCP-Szenarien gelan-
gen in den Blick interessierter Gruppierungen der Staatengemeinschaft, z.B. 
aktuell nach einem +1,5°C-Szenario oder nach Zwischenwelten mit einer 
Erwärmung von +2,5°C. Bei jedem dieser Szenarien erfährt die Staaten-
gemeinschaft, welche klimapolitischen Handlungsoptionen sich anbieten. 
13 In den Rahmenentscheidungen der COP 21 von Paris wurde der IPCC beauftragt, ein Son-
dergutachten zur möglichen Erreichbarkeit einer max. Erwärmung von +1,5°C zu erstellen.
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Bei entsprechender Auslegung der Simulationsmodelle können sie für 
das gesamte Spektrum möglicher Mitigations- und Adaptationsstrategien 
mitgeliefert werden. Anything goes: von negativen Emissionen bis zur neo-
fossilistischen CCS-Welt; und notfalls rettet climate engineering.
Spätestens mit dem wachsenden Angebot von modell- und szenarien-
basierten Handlungsoptionen stellt sich praktisch ebenso wie aus einer 
politikwissenschaftlichen Perspektive ein Entscheidungsproblem: „Optio-
nen“ müssen ausgewählt, in zustimmungsfähige Gesetze gegossen, politisch 
durchgesetzt und von der Gesellschaft akzeptiert werden. Zwar lassen sich 
institutionelle, rechtliche und parteipolitische Hindernisse in Simulations-
modellen berücksichtigen. Doch sind die Ergebnisse gesellschaftlicher 
Technologie-, regionaler Anpassungs- oder gar längerfristig angelegter 
Transformationskonfl ikte kaum oder nur mit einer niedrigen Wahrschein-
lichkeit zu prognostizieren. Politische Willensbildungs- und Entscheidungs-
prozesse folgen einer politischen Logik, bei der es um den Erwerb oder die 
Sicherung politischer und gesellschaftlicher Machtpositionen geht. In der 
Welt der Szenarienentwickler*innen gibt es nur mehr oder weniger effi ziente 
Optionen. Die politische Bewertung von Optionen und die Berücksichtigung 
der Ergebnisse von Technisierungskonfl ikten gehören nicht zu ihrem Metier.
Dagegen könnten in demokratischen Gesellschaften Sinn und Zweck der 
Entwicklung Szenarien gestützter technischer Handlungsoptionen weniger 
in der Projektion von Transformationspfaden für die Entscheidungsfi ndung 
von Regierungen als in der Formulierung eines Angebots für politische und 
gesellschaftliche Debatten bestehen. Damit in der Sphäre der Politik über 
Handlungsmöglichkeiten bezüglich technologischer Entwicklungspfade, 
die mit einer – aus der Gegenwart ermittelten – Wahrscheinlichkeit zur 
Bewältigung der Klimaproblematik beitragen können, entschieden werden 
kann, sollten diese Entscheidungsalternativen bekannt und ausgearbeitet 
sein. Zur Anleitung dieser Diskussion, die sich aus vielen Quellen, z.B. aus 
den fi ktionalen Leitbildern der Konstruktionsabteilungen (Beckert 2017) 
oder der Literatur (Nikoleris u.a. 2017), speist, könnte das Angebot von 
Klimaszenarien, die mit einem kostengünstigen Technologiemix die globa-
len Grenzen einzuhalten versprechen, einen wichtigen Beitrag leisten. Die 
„shared climate policy assumptions“ (SPA) der RCP-community wären in 
dieser Lesart ein Angebot der Klimaforschung für die politische Willens-
bildung und nicht ein Optionspaket, das ein rationaler Akteur, im Sinne 
einer vernunftgeleiteten Regierung, auswählt und nach den Vorgaben der 
Klimawissenschaft implementiert (Pearce u.a. 2017).
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Zwischenfazit
Damit die düsteren bis katastrophalen Prognosen bzw. Szenarien der Kli-
maforschung von der Politik aufgegriffen und als handlungsrelevant ein-
gestuft werden (Bosby 2018), müssen sie der politischen Öffentlichkeit als 
zutreffendes und wissenschaftlich gesichertes Wissen präsentiert werden. 
Die bestehenden und an die Politik übermittelten Wissenslücken lassen sich 
im vorherrschenden Diskurs durch mehr Forschung schließen. Entsprechend 
wachsen die Ausgaben und der Forschungsoutput exponentiell. Die Ergeb-
nisse (Szenarien) der Klimaforschung werden in der Sphäre der Politik nur 
akzeptiert, sofern sie der Politik als objektiv (ohne subjektiven Bias) und 
neutral (ohne politischen Bias) erscheinen. Durch systematische Entpolitisie-
rung ihrer Methoden und Forschungsergebnisse versucht die Klimaforschung 
diesen Erwartungen gerecht zu werden. Sie errechnet daher beliebig viele 
durch Szenarien gestützte Handlungsoptionen, jeweils in entpolitisierter 
Form, aus denen sich die Politik gemäß eigener Kriterien bedienen kann. So 
wird die Politik in der Illusion bestärkt, sie verfüge noch über eine Vielzahl 
von Optionen, obwohl der Handlungsspielraum immer enger wird14. Mit 
anderen Worten: der nationale Souverän verliert an Handlungsmöglichkei-
ten – also an Macht – gegenüber den wissenschaftlich vermittelten globalen 
Handlungszwängen zur Vermeidung katastrophaler Prognosen.
2 Herausbildung eines transnationalen politisch-
ökologischen Komplexes (TPÖK)
Düstere Prognosen, wie sie von der Klimaforschung der Politik übermittelt 
werden, müssen in der Öffentlichkeit auf Resonanz stoßen, damit sie abweh-
rendes politisches Handeln auslösen. Allerdings reichen für eine abgestimmte 
Reaktion weder vielstimmige Resonanz (Dissonanz) noch geopolitisch und 
ökonomisch beschränkte Konsenszonen aus, wie sich an der Entwicklung des 
UN-Klimaregimes ablesen lässt. Erst nach dem Scheitern der Klimakonfe-
renz in Kopenhagen im Herbst 2009 konnte im Rahmen des multilateralen 
Klimaregimes ein Minimalkonsens für eine alle Staaten verpfl ichtende 
globale Klimagovernance gefunden werden (Bodansky 2010; Bodansky & 
Diringer 2014). Ursächlich für die Kompromissfähigkeit der Diplomat*innen 
und staatlichen Repräsentant*innen ist die Entstehung einer mächtigen 
Unterstützungskoalition, die sich als transnationaler politisch-ökologischer 
14 S. den erst in der Rohfassung bekannten Bericht des IPCC zur Erreichbarkeit des 1,5°C-Ziels 
(http://www.climatechangenews.com/2018/06/27/new-leaked-draft-of-un-1-5c-climate-
report-in-full-and-annotated/).
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Komplex begreifen lässt – so meine Hypothese, die hier plausibilisiert, aber 
nicht im engeren Sinne empirisch überprüft werden kann.
Der TPÖK wird als ein ideelles Bündnis heterogener Kräfte konzipiert, 
das die soziale Basis des Klimaregimes – und das nicht allein auf der inter-
nationalen Bühne – bildet. Auch auf der nationalen und regionalen Ebene 
ist er präsent, besitzt dort aber, je nach sozial-ökologischen und politischen 
Verhältnissen, sehr unterschiedliche Ausprägungen. Wegen seines exper-
tokratischen Charakters kann er nicht als Nukleus einer sich formierenden 
Weltbürgerbewegung begriffen werden.15 Der erfolgreiche Abschluss des 
Übereinkommens von Paris lässt sich allerdings als Ergebnis der Intervention 
des TPÖK rekonstruieren, der sich nach den enttäuschten Erwartungen hin-
sichtlich der auf der Klimakonferenz von Kopenhagen gefassten Beschlüsse 
neu formierte und an Umfang, Ansehen und Deutungsmacht gewann (Chan 
u.a. 2015; Hale 2016; Jacobs 2016).
2.1 Merkmale
Der TPÖK besitzt folgende Grundmerkmale: Er ist (a) ein netzwerkförmiger 
Verbund funktional differenzierter, sozial-ökologischer Organisationen, die 
(b) eine transnationale (globale) oder multilaterale politische Handlungs-
orientierung besitzen und die (c) das Kernziel der Klimarahmenkonven-
tion eint, „eine gefährliche anthropogene Störung des Klimasystems“ zu 
verhindern (Artikel 2.1 der UNFCCC). Er beruht (d) auf einem (ideellen) 
problemorientierten Aktionsbündnis zwischen engagierten Personen aus 
den scientifi c communities der Klimaforschung, aus der Umweltbewegung 
sowie aus nationalen politisch-administrativen Apparaten und internationalen 
Organisationen. Er setzt sich also zusammen aus dem informellen und ideel-
len Bündnis von Repräsentant*innen der Mitgliedstaaten des Klimaregimes 
sowie der NGO-Szene (insbesondere RINGOs und ENGOs)16, die sich aus 
dem Umfeld der jahrzehntelangen Verhandlungen kennen; hinzu kommen 
einige Vertreter*innen aus Wirtschaft und Industrie (BINGOs).
Eine schematische Darstellung des TPÖK zeigt die Abb. 2 (S. 430). Der 
TPÖK stellt sich als ideelles Bündnis individueller Akteur*innen hetero-
gener, funktional differenzierter Organisationen dar, das sich diskursiv, in 
jahrelangen Verhandlungen, entwickelt hat (Oberthür & Ott 2000: 58-61; 
Kuhn 2010). Die Konsenszone des TPÖK ist brüchig. Zusammengehalten 
wird das Bündnis von den düsteren Szenarien eines sich erwärmenden 
15 WBGU 2014; Leggewie u.a. 2015; Dietz & Garrelts 2013; Brunnengräber 2014; Bauriedel 2015.
16 BINGO = Wirtschaft und Industrie (business); ENGO = Umwelt (environment); RINGO = 
Forschung (research).
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Globus und der politischen Erkenntnis, dass alleine multilateral abge-
stimmtes Handeln im Rahmen der UN-Klimakonvention einen rettenden 
Handlungspfad verspricht.
Dass sich der TPÖK in erster Linie aus Repräsentant*innen staatlicher und 
internationaler Organisationen sowie aus der NGO-Szene zusammensetzt, 
lässt sich an der Zahl der Konferenzteilnehmenden ablesen: Bei der Vertrags-
staatenkonferenz COP 3 (Conference of the Parties, Kyoto 1997) wurden 
9.850 Teilnehmende registriert, davon entfi elen auf die staatlichen Mitglieder 
des Regimes 2.273, auf die Observer-Organisationen (NGOs) 3.865 und auf 
die Medien 3.712. Bei der COP 15 (Kopenhagen 1999) stieg die Zahl der 
teilnehmenden Personen auf 27.294, mit 10.591 staatlichen und offi ziellen 
Mitgliedern sowie mit 13.482 Beobachter*innen. In Paris (COP 21, 2015) 
erhielten 28.187 Teilnehmer*innen eine Akkreditierung, darunter 17.157 Per-
sonen staatlicher Verhandlungsdelegationen. Wegen des sicherheitspolitisch 
 Abb. 2: Der transnationale politisch-ökologischen Komplex
Quelle: Eigene Darstellung, inspiriert von (Kuhn 2010) und (Schüßler u.a. 2016: 196)
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begründeten begrenzten Raumangebots des Konferenzortes wurde die 
Gruppe der Beobachter*innen auf 8.273 Personen beschränkt.17
Die steigende Zahl an Beobachter*innen aus der Zivilgesellschaft kann 
als Indikator für die Größenordnung des auf der internationalen Ebene poli-
tisch aktiven zivilgesellschaftlichen Kerns des TPÖKs gelten, der aus dem 
ideellen Bündnis aus Klimaforschung, Umweltgruppen18 und anderen non-
state-actors19 besteht. Neben den Konsenszonen innerhalb des NGO-Lagers 
existieren – ähnlich wie zwischen den verhandelnden Staaten – Konfl ikte 
und Diskursfronten (Dietz & Garrelts 2013). Erst nach Kopenhagen und im 
Vorfeld der Verhandlungen von Paris hat sich seit 2014 unter dem Eindruck 
des fünften IPCC-Reports (IPCC 2014) das ideelle Bündnis verfestigt, das 
die Ausarbeitung des Pariser Kompromisses ermöglichte (Jacobs 2016).
Um Hinweise zu erhalten, in welcher Weise und welcher Intensität die 
akkreditierten Beobachter (NGOs und IGOs) an der Ausgestaltung des 
Klimaregimes mitwirken, lohnt eine Auswertung der auf den jährlichen 
Klimakonferenzen durchgeführten side events und der von Akteur*innen 
des TPÖK eingebrachten Vorschläge für Verhandlungsgegenstände (sub-
missions). In dem für diesen Artikel erfassten Zeitraum von 2014 bis 
2016 wurden von den Umwelt-NGOs 380, den Vertreter*innen wissen-
schaftlicher Organisationen 319 und von den NGOs aus dem Bereich der 
Wirtschaft 90 side events angeboten. Bei den submissions der stakeholder 
entfi elen im Zeitraum 2015-2017 auf die akkreditierten NGOs 49, auf die 
UN-Organisationen 23, auf die akkreditierten IGOs 7 sowie auf den Rest 
der non-party-Organisationen 21.20
Ein weiterer Indikator für die Ausprägung des TPÖK ist die Aufnahme 
von Expert*innen aus dem Kreis der non-state-actors in die offi ziellen 
staatlichen Verhandlungsdelegationen. Leider gibt es zu dieser Frage keine 
Längsschnittanalysen, sondern nur punktuelle Untersuchungen. Für die 




18 Von den zugelassenen Beobachterorganisationen kommen aus Westeuropa und Nord-
amerika 66,8%, aus Asien 14,0%, aus Lateinamerika 8,5%, aus Afrika 9,3% und aus 
Osteuropa 1,3% (s. https://unfccc.int/process-and-meetings/parties-non-party-stakeholders/
non-party-stakeholders/statistics-on-non-party-stakeholders/statistics-on-admission).
19 Zu den non-state-actors werden im Rahmen des UNFCCC-Klimaregimes insbesondere die 
Städte, Regionen, Bildungseinrichtungen, Kirchen, Unternehmen, Banken, Versicherungen 
und Investoren sowie Bündnisse dieser Akteure mit zivilgesellschaftlichen Akteur*innen 
gerechnet.
20 Daten des UNFCCC-Sekretariats. Die Klärung des inhaltlichen Gewichts und der Präge-
wirkung der submissions des TPÖK steht noch aus; s. aber Kuhn 2010.
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und Thomas Bernauer (2014: 19) zu dem Ergebnis, dass bei 70 % der Dele-
gationen mindestens ein*e Vertreter*in aus der Gruppe der non-state-actors 
an den Verhandlungen beteiligt war und insgesamt 18 % der staatlichen 
Konferenzdelegierten aus dem Kreis der non-state-actors stammten. Sofern 
sich die zuletzt genannte Zahl weiter bestätigt, wäre dies ein starker Hinweis 
auf den Einfl uss der non-state-actors und auf die Integration des TPÖK in 
das Klimaregime.
Schließlich muss zur Erklärung der Entstehung eines ideellen Bünd-
nisses als sozialer Basis des Klimaregimes auf die Rolle der Medien und 
die Kommunikation zwischen den Akteur*innen des TPÖK hingewiesen 
werden. Vor allem während der jährlichen Klimakonferenzen und den 
vorbereitenden Verhandlungen fi ndet eine verdichtete Kommunikation 
zwischen Forschungsinstituten, Beratungseinrichtungen, Umwelt-NGOs, 
den zuständigen Abteilungen in den internationalen Umweltorganisationen 
und den nationalen Klimabeauftragten und Behörden statt. Vertreter*innen 
unterschiedlicher Diskursstränge kämpfen um die Meinungsführerschaft. 
Doch, bezogen auf die Verhandlungssituation 2014/2015 vor Paris, war 
den Akteur*innen aus den verschiedenen Bereichen des TPÖK klar, dass 
sie unter einem enormen Konsensdruck standen. Die Medien sahen sich vor 
das Problem gestellt, einerseits den wissenschaftlichen Konsens über die 
Ursachen und Folgen des Klimawandels in der Öffentlichkeit zu vertreten, 
andererseits über die Konfl ikte und Dissense zu berichten.21
2.2 Reichweite
Dem netzwerkförmig organisierten sozialen Kern des Klimaregimes 
schlossen sich seit den Vorbereitungsaktivitäten für die Klimakonferenz 
von Lima (COP20, 2014) immer mehr Akteur*innen aus dem Unterneh-
merlager, von sub-staatlichen Einrichtungen und aus der Zivilgesellschaft 
an (Schaefer Caniglia u.a. 2015; Chan u.a. 2015). Auf der Klimakonferenz 
von Lima (2014) wurde der sog. NAZCA-Prozess (None-State Actor Zone 
for Climate Action) zur Unterstützung des Pariser Abkommens initiiert. 
Der NAZCA-Prozess fand seine Berücksichtigung im Pariser Abkommen 
und wird seitdem auf der Homepage des Klimaregimes in einem speziellen 
Portal, dem NAZCA-Portal, dokumentiert (Bäckstrand u.a. 2017; Kuyper 
u.a. 2018). Die Angaben der Organisationen aus Wirtschaft und Gesell-
schaft, die sich zur öffentlichen Unterstützung des Klimaregimes und zu 
Selbstverpfl ichtungen bekennen, werden von Auditor*innen überprüft, die 
mit dieser Aufgabe vom UNFCCC-Sekretariat betraut werden. Im Mai 2018 
21 Brüggemann 2015; Pearce u.a. 2015; Lück u.a. 2015; Boykoff & Luedecke 2016.
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berichtet das NAZCA-Portal22 über Selbstverpfl ichtungen in den Bereichen 
Mitigation und Anpassung von 2.508 Städten, 209 Regionen, 2.138 Unter-
nehmen, 479 Investoren, 238 Organisationen der Zivilgesellschaft und 
77  kooperativen Initiativen.
Dieses das Pariser Regime unterstützende, breite und diffuse Lager aus 
Wirtschaft und Gesellschaft kann in diesem Artikel nicht näher beleuchtet 
werden.23 Ein Hinweis auf die Verfl echtung mit der nationalen Handlungs-
ebene am Beispiel der USA muss genügen. Nachdem Donald Trump am 
1.6.2017 den Rückzug der Vereinigten Staaten aus dem Pariser Übereinkom-
men offi ziell im Rosengarten des Weißen Hauses verkündet hatte, formierte 
sich die Bewegung We are still in mit dem erklärten Ziel, die US-amerika-
nischen Mitigationsverpfl ichtungen des Abkommens dennoch zu erfüllen. 
Mit Unterstützung von Michael Bloomberg bildeten sich weitere Netzwerke 
wie The U.S. Climate Alliance (14 Bundesstaaten mit 36 % der Bevölke-
rung) und U.S. Climate Mayors (383 Städte mit 23 % der US-Bevölkerung) 
(America’s Pledge 2017: 30). Um die Effekte der Anti-Trump-Klimakoalition 
zu belegen, haben Michael Bloomberg und der kalifornische Gouverneur 
Edmund G. Brown die „America’s Pledge“-Initiative gegründet (America’s 
Pledge 2018; Bloomberg & Pope 2017). Mehr als die Hälfte der 2011 in den 
USA produzierenden Kohlekraftwerke (268 von 523) wurde bis zum Mai 
2018 vom Netz genommen.
Die beiden skizzierten Beispiele NAZCA-Portal und die „We are still 
In“-Bewegung können als Indikatoren gelesen werden, dass der TPÖK über 
den engeren Kreis der an den Klimaverhandlungen beteiligten Akteur*innen 
hinaus Verbündete in den westlich-kapitalistischen Eliten (Führungskräfte 
aus der Wirtschaft, den Städten und Universitäten) gefunden hat, die mehr 
und mehr begreifen, was sie bei dem Basisszenario des ungebremsten Klima-
wandels verlieren und was sie bei einem ökologischen Modernisierungs- und 
Wachstumsprojekt gewinnen könnten (Jacobs 2016). Für dieses Projekt sind 
sie allerdings auf das Wissen und die Durchsetzungsfähigkeit des TPÖKs 
angewiesen. Die hybride Erweiterung des Klimaregimes (Kuyper u.a. 2018) 
hat zu einer Stärkung seiner sozialen Basis geführt (Hickmann 2017).
2.3 Machtpotenziale
Internationale Regime besitzen per se nur eine schwach ausgebildete 
Handlungsfähigkeit, authority (Zürn 2018), da ihre Entscheidungen mit 
wenigen Ausnahmen – vor allem hinsichtlich der an die Regimesekretariate 
22 S. http://climateaction.unfccc.int/.
23 Vgl. Hale 2016; Hickmann 2017; Bäckstrand u.a. 2017; Kuyper u.a. 2018.
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delegierten Aufgaben – im Konsens getroffen werden. Allerdings können 
Regime an Handlungsfähigkeit durch die Herausbildung einer eigenen 
soziopolitischen Basis gewinnen, die im Diskurs Konsensentscheidungen 
vorbereitet. Der TPÖK besitzt wichtige Fähigkeiten zur Ermöglichung von 
Kollektiventscheidungen eines internationalen (multilateralen) Regimes, 
das vom Wohlwollen staatlicher Exekutiven abhängt. Sein Machtpotenzial, 
in das die globale Klimagovernance eingebettet agiert, setzt sich aus unter-
schiedlichen politischen Fähigkeiten zusammen, die alle dem Bereich der 
„soft power“ (Nye) zugerechnet werden können:
 - Generierung eines kollektiv geteilten Problembewusstseins: Auf der 
Grundlage von wissenschaftlichen Erkenntnissen wird im TPÖK des Kli-
maregimes ein Konsens über die Risiken der Verletzung globaler Grenzen 
(Steffen u.a. 2015) durch anthropogen erzeugte, für die Reproduktion 
der Menschheit gefährliche, Veränderungen des Atmosphärensystems 
ausgearbeitet. Nur in wissensbasierten Diskursen kann sich diese Steue-
rungsressource, ein kollektives Gefährdungsbewusstsein, herausbilden.
 - Situationsdefi nition und Ermittlung von Handlungsoptionen: In den 
vielfältigen Debatten innerhalb des TPÖK entstehen Vorstellungen über 
„nachhaltige“, „wirksame“, „effi ziente“, „konsensfähige“ oder auch 
„vordringliche“ Handlungsmöglichkeiten. Bevor das Pariser Überein-
kommen ausgehandelt werden konnte, musste der TPÖK lernen, dass 
im Politikfeld der Klimagovernance für ein hierarchisch strukturiertes 
multilaterales Regime kein Konsens zu erreichen ist. Und in Paris wurde 
trotz wissenschaftlich unterstützter Vorarbeiten lediglich der Grundstein 
für ein hybrides und polyzentrisches Regime aus hierarchischen und 
bottom-up-Strukturelementen gelegt (Kuyper u.a. 2018).
 - Homogenisierung von Handlungsoptionen: Um Handlungsfähigkeit zu 
gewinnen, müssen die ausgearbeiteten Handlungsoptionen verdichtet, 
d.h. homogenisiert werden24. Unter dieser Leistung ist die Entwicklung 
eines kollektiven Rahmens zu verstehen, der politische Konsensbildung 
ermöglicht. Aus den Debatten innerhalb des TPÖK ging bis zum Herbst 
2015 eine breit geteilte Konzeption hervor, die sich zu einem Gover-
nancesystem, welches nun auf seinen weiteren Ausbau, auf die Verab-
schiedung des sog. „rule books“, wartet, institutionell verfestigen ließ. 
Diese Konsens- und Homogenisierungsleistung, die am Ende der Pariser 
Klimaverhandlungen breit gefeiert wurde, ist Voraussetzung dafür, dass 
ein möglicherweise effektives globales Regime etabliert werden kann. 
24 Zum Konzept der Homogenisierung s. Fach & Simonis 1987: 23f. Dort bezieht sich die 
Homogenisierungsleistung auf Parteien.
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Allerdings ist noch unklar, ob die Homogenisierungsfähigkeit des TPÖKs 
ausreicht und anhält.
 - Legitimation politischer Maßnahmen: Ein weiteres Handlungspotenzial 
des TPÖK besteht in seiner Fähigkeit die Maßnahmenprogramme hin-
sichtlich ihres Impacts zu analysieren, zu bewerten und zu legitimieren. 
Die Reichweite seines Legitimationspotenzials bezieht sich primär auf 
die internationale Ebene. Sofern aber zwischen dem TPÖK und der 
jeweiligen nationalen Politikebene ein verdichteter Kommunikationsraum 
durch NGOs, Klimaforschung und Medien besteht, werden sich delegi-
timatorische Prozesse der internationalen Ebene auch auf der nationalen 
Ebene Gehör verschaffen.
Zwischenfazit
Das internationale Klimaregime entwickelt sich eingebettet und in Abhän-
gigkeit von seiner sozialen Basis zu einem transnationalen politisch-ökolo-
gischen Komplex, der seinerseits von der Art und Weise der Institutionali-
sierung des Klimaregimes strukturell geprägt ist. Die Machtentfaltung des 
Klimaregimes hängt neben zahlreichen Faktoren auf den nationalen Hand-
lungsebenen der Mitgliedstaaten ganz entscheidend von der Leistungsfähig-
keit des TPÖK ab. Wissenschaftlich basiertes globales Problembewusstsein, 
Ermittlung von konsensfähigen Handlungsoptionen auf der internationalen 
Ebene und deren politische Homogenisierung sowie deren Legitimation, 
einschließlich der Legitimation der nationalen Klimagovernance, bilden 
elementare Bestandteile einer effektiven globalen Klimagovernance. Der 
TPÖK trägt als soziale Basis des Klimaregimes zu dessen Etablierung und 
durch seine politischen Aktivitäten zur Delegitimierung und Schwächung 
des fossilistischen Sektors bei.
3 Leistungen der Klimaforschung als 
Machtressource der Klimagovernance
Die Politik – und damit ist hier das politische System in toto gemeint – ist 
auf die Leistungen der Klimaforschung angewiesen, den anthropogen ver-
ursachten Klimawandel als politisches Steuerungsproblem zu erkennen.25 
Der oben skizzierte Aufstieg dieser Forschung hängt mit dieser Konstellation 
zusammen, in der die Politik von deren Erkenntnissen abhängig geworden ist. 
Die Klimaforschung erzeugt prognostisches sowie diagnostisches Wissen mit 
politischer Signatur. In Reaktion auf die bedrohlichen Forschungsergebnisse 
25 Miller 2001; Jasanoff 2004; Morisse-Schilbach 2012a; Allan 2017.
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begann sich seit den späten 1980er und frühen 1990er Jahren das neue Poli-
tikfeld der Klimagovernance zu etablieren (Simonis 2017). Nachfolgend 
skizziere ich drei Beispiele dieses Institutionalisierungsprozesses. Sie geben 
Hinweise auf die für die Klimagovernance erforderlichen Leistungen der 
Klimaforschung in Form der Herausbildung einer Expertokratie.
3.1 Situationsdefi nition
Für die konstruktivistische Analyse internationaler Politik ist seit den 
1970er Jahren die Defi nition der politischen Situation durch die beteiligten 
Akteur*innen zu einem Schlüsselkonzept (Jervis 1989 [1970] & 1976) 
geworden. In einer wachsenden Anzahl politischer Handlungsfelder ist in 
Wissensgesellschaften die Kompetenz von Berater*innen aus dem Bereich 
der Wissenschaft für die Zustandsanalyse sowie für die Ausformulierung 
„rationaler“ Handlungsoptionen gefragt.26
Ein unverzichtbares Element einer politischen Situationsdeutung stellt 
die Einschätzung der Diskrepanz zwischen den erwarteten Ergebnissen 
politischer Handlungsprogramme und dem Problem dar, was politisch 
bearbeitet und dadurch „gelöst“ werden soll. Da die internationale Staaten-
gemeinschaft beschlossen hat, dass für sie das Problem des Klimawandels 
als angemessen bewältigt gilt, wenn der erwartete Temperaturanstieg bis 
Ende des Jahrhunderts unter maximal +2°C bleibt, hängt die politische 
Situationsdefi nition davon abhängig, ob dieses Ziel erreichbar erscheint. Seit 
2010 lässt das Umweltprogramm der UNO (United Nations Environment 
Programme, UNEP) auf Antrag der Mitgliedsländer abschätzen, in welchem 
Umfang die von den Mitgliedsländern der Klimarahmenkonvention seit der 
Konferenz von Kopenhagen 2009 eingegangenen Selbstverpfl ichtungen 
zur Verminderung der nationalen Emissionen einhalten werden und den zu 
erwartenden Temperaturanstieg innerhalb bestimmter Wahrscheinlichkeits-
margen abbremsen. Der jeweils im Herbst zu den jährlichen Konferenzen 
des UN-Klimaregimes erscheinende Emissions Gap Report (UNEP 2016) 
wird unter der Leitung des UNEP von der internationalen Klimaforschung 
erarbeitet und enthält Angaben, inwieweit die von der Staatengemeinschaft 
versprochenen Mitigationsprogramme greifen. Der siebte Bericht von 2016 
erfasst nun auch die im Rahmen des Übereinkommens von Paris getätigten 
Selbstverpfl ichtungen und untersucht deren Auswirkungen auf das globale 
Klima der Zukunft.
26 Beck 2012; Beck & Mahony 2017; von Storch 2017; von Storch & Krauß 2013; Weingart 
u.a. 2015; Edenhofer & Kowarsch 2015; Sarewitz 2015.
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Auf der internationalen Ebene besitzen ausschließlich die Regimemitglieder, 
also die Staaten, die mit teilweise stark besetzten Delegationen, bestückt mit 
wissenschaftlichen Expert*innen, antreten, formale Entscheidungsrechte. 
In die Verhandlungen zur Vorbereitung von Entscheidungen sind jedoch 
neben vielen internationalen Organisationen auch die Beobachter*innen 
der Zivilgesellschaft und der Wissenschaft sowie non-state-actors aus der 
Wirtschaft, den Städten und Regionen einbezogen. Im Rahmen der Vorbe-
reitungstreffen sowie der jährlichen Mitgliederkonferenzen der Klimarah-
menkonvention, des Kyoto-Protokolls und zukünftig des Übereinkommens 
von Paris fi ndet ein internationaler Diskurs zur Situationsbestimmung der 
Klimaverhandlungen statt (Kuhn 2010; Dietz & Garrelts 2013; Schaefer 
Caniglia u.a. 2015). Die Aussagen des UNEP-Berichts, der seinerseits den 
aktuellen Forschungsstand über die Implementation der freiwilligen Ver-
pfl ichtungen zur Mitigation und jüngst auch zur Anpassung zusammenfasst, 
bilden in diesen Debatten einen Referenzpunkt. Die zentrale Aussage des 
Emission Gap Reports von 2016 (UNEP 2016) besteht in der Feststellung, 
dass sich trotz der im Rahmen des Pariser Übereinkommens eingegangenen 
Selbstverpfl ichtungen der Staaten die Schere (gap) zwischen der prognosti-
zierten Entwicklung der globalen THG-Emissionen (selbst bei vollständiger 
Implementation der konditionierten Selbstverpfl ichtungen) und dem Median 
des +2°C-pathways von gut 6 GtCO2e (2025) auf 12 GtCO2e (2030) erweitert 
(ebd.: 15). Die entsprechenden Werte des Reports 2017 betragen 4,5 GtCO2e 
(2025) und 11 GtCO2e (2030) (UNEP 2017: 13f). Das gap ist weiterhin rie-
sig, scheint sich aber doch etwas verringert zu haben. Ein positives Signal 
hinsichtlich der politischen Erreichbarkeit des +2°C-Ziels? In Anbetracht 
der Größe des gap ist es nicht überraschend, dass sich die Stimmen aus 
der Wissenschaft mehren, dass das 2°C-Ziel politisch-praktisch nicht mehr 
erreichbar sei (Geden 2010; Nordhaus 2018). Zu dieser Schlussfolgerung 
sind die Vertreter*innen der internationalen Klimapolitik gegenwärtig jedoch 
noch nicht bereit.
Die Diagnosebefunde der Emissions-Gap-Berichte von UNEP lassen 
sich als das jährliche kollektive Resümee der international organisierten 
Klimaforschung hinsichtlich der politischen Handlungsbedarfe und Optio-
nen begreifen. Von der internationalen Zivilgesellschaft (u.a. dem Climate 
Action Network, CAN), die ihrerseits mit der Klimaforschung eng verzahnt 
ist, wird die kritische Lageanalyse der Berichte übernommen. Einwen-
dungen gegen die Ergebnisse und Aussagen der Reports können sich nur 
wenige Staaten leisten; dazu müssten sie die international akzeptierte und 
legitimierte Forschungspraxis in Frage stellen, also auf konkurrierende 
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Forschungsergebnisse verweisen können. Die Wissensangebote der Kli-
maskepsis27 sind für Länder, die auf Mitigationserfolge und transformative 
Technologien setzen und drohende Anpassungskrisen zu vermeiden hoffen, 
wenig attraktiv28. So hat die auf die IPCC-Berichte gestützte Situations-
defi nition des UNEP einen hegemonialen Status erlangt, an dem sich das 
UN-Klimaregime, die Staatenwelt, die Zivilgesellschaft und wachsende 
Segmente der Weltwirtschaft (z.B. der Versicherungen und des Finanzka-
pitals) politisch orientieren (müssen).
3.2 Assessment auf der Grundlage von „best available science“
Wissenschaft und Forschung bilden einen integralen Bestandteil des Kli-
maregimes. Dabei besitzt die Klimaforschung keinen Akteursstatus mit 
Handlungsfähigkeit. So werden die Leistungen der Klimaforschung von 
sehr unterschiedlichen Akteur*innen (Organisationen der wissenschaftlichen 
Politikberatung, internationalen politischen Organisationen wie dem IPCC, 
Forschungsnetzwerken, Instituten, Projekten, Einzelpersonen) erbracht, die 
aber im Konsens über die Ziel-Norm der Rahmenkonvention (1992) zur 
Vermeidung gefährlicher, anthropogen erzeugter Klimarisiken verbunden 
sind. Das als internationale Governanceinstitution mit globaler Reichweite 
etablierte Klimaregime wird aus Eigeninteresse seiner Mitglieder wie auch 
des Sekretariats seine Tätigkeit auf die „best available science“ stützen. 
Nur mit dieser strategischen Ausrichtung kann es sich der Anerkennung 
und Legitimation der Akteur*innen der Klimaforschung versichern. Bei der 
Implementation des Übereinkommens von Paris spielt die Klimaforschung 
eine tragende Rolle. In Artikel 14 ist festgelegt, dass all fünf Jahre, begin-
nend mit dem Jahr 2023, von der jährlichen Mitgliederkonferenz (CMA, 
offi zieller Name: Conference of the Parties serving as the Meeting of the 
Parties to the Paris Agreement) Bilanz über das bisher Erreichte (Mitiga-
tion, Anpassung, Implementation, Support) und die von jedem Mitglied 
des Abkommens angekündigten Maßnahmen (Nationally Determined 
Contributions) gezogen wird. Dabei soll das fünfjährige stocktaking „im 
Lichte der Gerechtigkeit und der besten verfügbaren Wissenschaft“ erfol-
gen (Art. 14,1). Gemäß Art 4,1 sollen die THG-Emissionen so schnell wie 
möglich ihren Höhepunkt erreichen, um danach „in accordance with best 
available science“ möglichst schnell vermindert zu werden. Auch die von 
27 Boykoff 2011; Oreskes & Conway 2011; Mann 2012; Dunlap & McCright 2015.
28 Australien, eng eingebunden in den US-amerikanischen Diskussionskontext, ist neben 
den USA ein weiteres Beispiel mit einer politisch einfl ussreichen Skeptiker*innen-Szene; 
s. Moran 2015.
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jedem Mitgliedsstaat eigenverantwortlich durchgeführten Anpassungsmaß-
nahmen an den Klimawandel sollen laut Art. 7,5 von der „best available 
science“ angeleitet (guided by) werden.
Außer diesen besonderen Hervorhebungen von Einsatzfeldern der „best 
available science“ existieren im Vertrag weitere Verweise auf Aktivitäten 
und Instrumente, bei deren Implementation und Nutzung wissenschaftlich-
technische Unterstützung erforderlich ist. Hierzu gehören z.B. das Transpa-
renzregime für die Erfassung nationaler Mitigations- und Anpassungsmaß-
nahmen (Artikel 13), die Bewertung der nationalen Mitigationsmaßnahmen 
im Lichte der Entwicklung des globalen Klimaregimes und der Umsetzung 
der Sustainable Development Goals (SDGs) sowie der Kapazitätsaufbau in 
Entwicklungsländern (Artikel 11).
Die wissenschaftlichen Architekt*innen (u.a. Bodansky & Diringer 2014) 
des Übereinkommens von Paris hoffen auf einen durch nationale Konkurrenz 
erzeugten Überbietungswettbewerb hinsichtlich der Bereitschaft, nationale 
Mitigationsverpfl ichtungen einzugehen. Ob dieser Governancemechanismus 
des nationalen Wettbewerbs greifen wird, ist derzeit noch unklar.
3.3 Das Beispiel der EU-Planungsgovernance
Mit der Implementierung globaler Klimagovernance steigt der politisch-
administrative Druck, den traditionell kurzfristigen Zeithorizont der Politik 
zu erweitern. Schon im Jahr 2009 hatte sich die EU in Vorbereitung auf die 
Konferenz von Kopenhagen öffentlich festgelegt, ihre THG-Emissionen bis 
2050 um 80-95 % gegenüber 1990 zu vermindern. 2011 legte sie eine road-
map vor, in der Maßnahmen für den Übergang zu einer wettbewerbsfähigen, 
CO2-armen Wirtschaft bis zum Jahr 2050 skizziert werden (EU Commission 
2011a & b). Obwohl Polen dem Klimafahrplan nicht zustimmte, wurde er 
von 26 EU-Mitgliedsländern angenommen und bildet seitdem die Grundlage 
für die „Langfristplanung“ im Politikfeld der Klimagovernance: Gegenüber 
1990 sollen die THG-Emissionen bis 2020 um 20 %, bis 2030 um 40 %, bis 
2040 um 60 % und bis 2050 um mindestens (bezogen auf die EU-internen 
Emissionen) um 80 % vermindert werden.
Nach dem EU-Referenz-Szenario 2016, das alleine die zum Zeitpunkt 
seiner Erstellung rechtsverbindlichen Mitigationsmaßnahmen zur Erreichung 
des -40 %-Ziels bis 2030 berücksichtigt, wird die Union ihre THG-Emissio-
nen zwar bis 2020 gegenüber 1990 um 26 %, jedoch bis 2030 nur um 35 % 
vermindern, um dann bis 2050 -46 % zu erreichen (EU Commission 2016a) 
Es entsteht eine sich gegenüber dem aktuellen Politikpfad bis zum Jahr 2050 
stetig erweiternde Emissionslücke (European Environment Agency 2017). 
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Im März 2018 hat der Europäische Rat daher beschlossen, dass die Kom-
mission einen aktualisierten Vorschlag für eine langfristige Klimastrategie 
auszuarbeiten habe, deren Emissionsreduktionen sich in Übereinstimmung 
mit den Zielen des Übereinkommens von Paris (Erwärmung um höchstens 
2°C, möglichst nur um 1,5°C; Karbonneutralität in der 2. Hälfte des 21. Jh.) 
befi nden sollen (Marcu & Zachmann 2018). Mit dieser Entscheidung erkennt 
der Rat den erheblichen Nachbesserungsbedarf an (ebd.). Für die Umsetzung 
ihrer Klimastrategie vertraut die EU allerdings den etablierten und kürzlich 
aktualisierten Steuerungsinstrumenten des Europäischen Emissionshandels 
(ETS) sowie dem erweiterten Effort Sharing Programm (EU Council 2018; 
European Parliament 2018).
Orientiert an dem Langfristziel der Dekarbonisierung, hat sie begonnen, 
ein System der Planungsgovernance aufzubauen. Die klimabezogene Pla-
nungsgovernance benötigt für diese Aufgabe kompetente wissenschaftliche 
Dienstleistungen aus allen Bereichen der Klima- und Energieforschung (u.a. 
Modell- und Szenarienentwicklung, Prognose und Wirkungsanalyse von 
Mitigationstechnologien). Analytisch lässt sich die Planungsgovernance 
der EU im Bereich der THG-Mitigation in vier teilweise überlappende und 
synchron ablaufende Phasen unterteilen:
 - Zielplanung (vision): Formulierung und kontinuierliche Weiterent-
wicklung einer langfristigen Vision der Dekarbonisierung mit Zielvor-
gaben, dabei Ausarbeitung von „Fahrplänen“ für die Annäherung an 
das Leitbild. In Ausarbeitung der Zielplanung Ermittlung langfristiger 
Impacts und Risiken (PESETA Project I und II), Konsensbildung über 
weitere Verpfl ichtungen auf der internationalen Ebene, Zielkontrolle 
(EU  Commission 2016a).
 - Mittelfristige Sektoralplanung: Konkretisierung der Fahrpläne durch 
sektorale Grün- und Weißbücher (EU Commission 2014) sowie die Rah-
menplanung und Vorgaben für die Energieunion (EU Commission 2015).
 - Mittelfristige Planung der nationalen Umsetzung: aktuell die Festlegung 
verbindlicher nationaler Ziele und Instrumente bis 2030 (EU Commission 
2016b) sowie Anerkennung der Verpfl ichtungen aus dem Übereinkommen 
von Paris (EU Commission 2016c)
 - Kurz- bis mittelfristige Feinsteuerung: Überprüfung der laufenden Pro-
gramme, insbesondere auch Nachsteuerung bei den Instrumenten (EU 
Commission 2016b).
Zwischen den vier Strukturelementen der EU-Planungsgovernance bestehen 
vielfältige Interdependenzen. Langfristig steuernde Komponenten dieser 
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Governance haben für die zeitlich nachgeordneten Elemente prägende 
Bedeutung, wie umgekehrt die Monitoringberichte auf die mittelfristigen 
Ziele und Instrumente zurückwirken. Der gesamte Prozess der Planungs-
governance hängt von mit wissenschaftlichen Methoden erhobenen Real-
daten und deren Auswertung mit Hilfe von rechnergestützten Modellen ab, 
die ihrerseits kontinuierlich von der Forschung überprüft und verbessert 
werden. Die EU-Planungsgovernance erfolgt eingebettet in die globalisierte 
(internationale) Klimaforschung sowie in Abhängigkeit von den Vorgaben 
und der im Rahmen des multilateralen Klimaregimes eingegangenen Selbst-
verpfl ichtungen der Gemeinschaft sowie den mit ihr abgestimmten Maßnah-
men der nationalen Klima- und Energieregime mit höchst unterschiedlichen 
nationalen Ambitionen und Ergebnissen der Dekarbonisierung.
Die Strukturierung und Phasen der klimabezogenen Planungsgovernance 
orientieren sich an einer politisch-administrativen Logik, die mit der Dekar-
bonisierung und gesellschaftlichen Transformation der Mitgliedstaaten in 
einem Spannungsverhältnis steht. Die verschiedenen Elemente und Schritte 
dieses Planungssystems sind gehalten, es auf eine wissensbasierte Grundlage 
zu stellen, an vorrangige internationale Normen und Entscheidungen zu 
binden, dabei die EU-Kompetenzen einzuhalten und die Zuständigkeiten 
sowie energiepolitischen Unterschiede der Mitgliedstaaten zu berücksich-
tigen. Ohne die Beteiligung von Expert*innen der Klimaforschung und des 
TPÖK kann die EU-Administration die Planungsprozesse zum effektiven 
Umgang mit dem verfügbaren CO2-Budget nicht organisieren.
Zwischenfazit
In die Klimagovernance auf der Handlungsebene der EU ist eine Reihe von 
prognostischen Elementen eingebaut, deren Bedienung eine enge Koopera-
tion mit der Klimaforschung und entsprechenden Beratungseinrichtungen 
erforderlich macht. Innerhalb des Mehrebenenregimes der Klimagovernance 
konzentrieren sich Funktionen, die für die Mitgliedstaaten wissensbasierte 
Koordinationsleistungen erbringen und die Regulierungsmacht der Ländere-
bene entsprechend reduzieren. Die EU übernimmt, gestützt auf den TPÖK, 
die klimapolitische Situationsdefi nition der internationalen Ebene und passt 
diese für den EU-Raum und die Mitgliedstaaten an. Sie überprüft deren 
nationale Klimagovernance im Lichte eingegangener Selbst- und EU-Ver-
pfl ichtungen (Assessmentfunktion) und betreibt für den Staatenverbund ein 
Planungssystem, das die Zielverpfl ichtungen des Klimaregimes abarbeitet 
und mit den nationalen Mitigations- und Anpassungsplänen abstimmt. Die 
bottom-up-Steuerung des Klimaregimes verhindert nicht, dass den Staaten 
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wissensbasierte und prognosegestützte Zielvorgaben gemacht werden, die 
deren Souveränität und Handlungsfreiheit einschränken.
4 Fazit: Strittige Machtverhältnisse
Die Etablierung eines komplexen, polyzentrischen und hybriden Systems 
der globalen Klimagovernance zielt auf die Transformation der fossilis-
tischen Gesellschaftsformation, was einen Verlust an ökonomischer und 
ökonomisch basierter politischer Macht der Unternehmen des fossilistischen 
Lagers impliziert. Der Aufsatz beschäftigt sich mit politisch vorgängigen 
Machtverschiebungen, die eine Folge sind erstens der zunehmenden Prog-
nose-, Assessment- und Planungsmacht der in das Klimaregime integrierten 
Klimaforschung und zweitens der Formierung eines TPÖK, der als soziale 
Basis und ideelle Unterstützungskoalition des multilateralen Klimare-
gimes fungiert. Der Zugewinn an Gestaltungsmacht des mit dem Pariser 
Übereinkommen modifi zierten Klimaregimes wird auf das ideelle Bündnis 
zurückgeführt, das sich in den Jahren vor Paris zwischen Akteur*innen der 
Klimaforschung, wissenschaftlicher Beratungseinrichtungen, der advoka-
torischen Zivilgesellschaft, aus internationalen Organisationen und von 
Expert*innen der Mitgliederstaaten gebildet hat, sowie dem zunehmenden 
politischen Druck der non-state-actors.
Effektive Klimagovernance hängt jedoch nicht alleine von der Institu-
tionalisierung eines leistungsfähigen, mit wissenschaftlichen (Szenarien, 
Prognosen, Datenanalyse usw.) und politischen (Zielformulierung, Optionen-
entwicklung, Politikbewertung) Kompetenzen ausgestatteten, multilateralen 
Klimaregimes ab, das, eingebettet in einen TPÖK, von diesem gestützt, 
homogenisiert und legitimiert wird. Sie ist auch dadurch bestimmt, dass 
die Steuerungsimpulse der internationalen Ebene von den Nationalstaaten 
wie auch von den lokalen Akteur*innen der Zivilgesellschaft und insbe-
sondere von den Marktakteuren akzeptiert und umgesetzt werden, um die 
erforderlichen Transformationsprozesse einzuleiten. Dass sich mit diesen 
Transformationsprozessen weg von der fossilistischen Gesellschaftsfor-
mation bei zunehmender Berücksichtigung neuer klimatischer und sozial-
ökologischer Verhältnisse (Anpassung) auch neue gesellschaftliche sowie 
politische Machtkonstellationen einstellen werden, ist evident. Allerdings 
lässt sich auch nicht voraussehen, wie effektiv und verbunden mit welchen 
politischen Kämpfen sich die große Transformation in den bald 200 Staa-
ten des internationalen Systems vollziehen wird. Was sich aber mit eini-
ger Gewissheit untermauern lässt, ist die Herausbildung eines TPÖKs in 
Wechselwirkung mit einem polyzentrischen internationalen Klimaregime. 
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Beide modifi zieren – jeweils in sehr unterschiedlicher Art und Weise – die 
nationalen politischen Verhältnisse, vorrangig die politisch-administrati-
ven Systeme, aber auch die parteipolitischen und zivilgesellschaftlichen 
Machtkonstellationen.
Die Nationalstaaten haben sich in langwierigen Diskursen und politischen 
Verhandlungen – von Rio 1992 bis Paris 2015 – einen sozio-politischen wie 
politisch-institutionellen „Überbau“ zugelegt, in dem mit Zielvorgaben, 
Prinzipien, Normen und prozeduralen Regeln gesteuert wird und wissen-
schaftlich ausgebildete Expertokrat*innen den Ton angeben. Da das Pariser 
Klimaregime die Souveränität seiner Mitglieder achtet, ergeben sich – je 
nach der nationalen Ressourcenausstattung, den ökologischen Bedingungen, 
den sozio-ökonomischen und politischen Verhältnissen – unterschiedliche 
Transformationspfade. Dabei dürfte tendenziell gelten, dass Staaten mit 
einem gewichtigen Kohlenstoffsektor, z.B. die Golfstaaten, die USA oder 
Russland, konfl iktreichere Transformationsprozesse durchlaufen als Staaten 
mit einem hohen Potenzial an erneuerbaren Energien und einem schwach 
ausgeprägten fossilen Sektor (Dänemark, Schweden und auf der regionalen 
Ebene Baden-Württemberg und Kalifornien). Von den vielen in-betweens 
(China, Indien, Deutschland) wird es abhängen, in welchem Zeitrahmen sich 
die globale Transformation vollziehen und welche energietechnologische 
Konfi guration in der Weltwirtschaft der Zukunft eine dominante Stellung 
beanspruchen können wird.29
Ob die hybride Macht dieses neuen Governancesystems ausreicht, 
die Beharrungskräfte der fossilistischen Wirtschaftsformation zur sozial-
ökologischen Modernisierung zu bewegen, und welche Machtkämpfe hier 
zukünftig ausgetragen werden, lässt sich nicht prognostizieren. Viele Kons-
tellationen von Governanceversagen (Simonis 2017) sind vorstellbar: natio-
nale, sektorale und regionale parteipolitische Blockaden in unterschiedlichen 
Konstellationen, jeweils verbunden mit variablen Formen politischer capture 
durch Wirtschaftsverbände, Industriegruppen und einzelne Unternehmen. 
Die voranstehende Analyse verweist auf die machtpolitische Bedeutung 
regionaler und lokaler transformativer Bewegungen, die ein Gegengewicht 
zur Technokratie des Klimaregimes bilden und die für die Innovation und 
Legitimation lokaler Anpassungsprozesse unverzichtbar sind.
29 Viele Indikatoren sprechen für den hegemonialen Aufstieg des ostasiatischen Wirtschafts-
raums, da das bisherige hegemoniale Zentrum nicht von der fossilistischen Wirtschaftsfor-
mation lassen kann und sich in populistischen Abwehrkämpfen spaltet.
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